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Kundmachung
vom 17. Dezember 2002

des Beschlusses Nr. 164//2001
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses: 11. Dezember 2001
Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 1. Februar 2003

Aufgrund von Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes vom
17. April 1985, LGBl. 1985 Nr. 41, in der Fassung des Gesetzes vom
22. März 1995, LGBl. 1995 Nr. 101, macht die Regierung im Anhang den
Beschluss Nr. 164/2001 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses kund.

Fürstliche Regierung:
gez. Otmar Hasler
Fürstlicher Regierungschef
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Anhang

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses
Nr. 164/2001

vom 11. Dezember 2001

zur Änderung des Protokolls 26 (über die
Befugnisse und Aufgaben der EFTA-

Überwachungsbehörde im Bereich der
staatlichen Beihilfen) des EWR-Abkommens

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss -
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum,
geändert durch das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum, nachstehend "Abkommen" genannt, ins-
besondere auf Art. 98,
in Erwägung nachstehender Gründe:
1. Protokoll 26 des Abkommens wurde bisher nicht geändert.
2. Die Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999

über besondere Vorschriften für die Anwendung von Art. 93 des EG-
Vertrags1 sollte in das Protokoll 26 des Abkommens aufgenommen
werden.

3. Zu diesem Zweck muss Protokoll 26 des Abkommens angepasst
werden -

beschliesst:

1 ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1.
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Art. 1

Protokoll 26 des Abkommens erhält folgende Fassung:

"Art. 1

Eine Vereinbarung zwischen den EFTA-Staaten überträgt der EFTA-
Überwachungsbehörde gleichwertige Befugnisse und ähnliche Aufgaben,
wie sie die EG-Kommission zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses
Abkommens zur Anwendung der Wettbewerbsregeln betreffend staatliche
Beihilfen gemäss dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft innehat; damit soll die EFTA-Überwachungsbe-
hörde in die Lage versetzt werden, die in Art. 1 Abs. 2 Bst. e und in den
Art. 49 und 61 bis 64 des Abkommens niedergelegten Grundsätze zu
verwirklichen. Die EFTA-Überwachungsbehörde erhält dieselben Be-
fugnisse zur Anwendung der für staatliche Beihilfen geltenden Wettbe-
werbsregeln bei den unter den Vertrag über die Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen nach
Massgabe von Protokoll 14.

Art. 2

Neben den in Anhang XV aufgeführten Rechtsakten spiegelt der fol-
gende Rechtsakt die Befugnisse und Aufgaben der EG-Kommission zur
Anwendung der Wettbewerbsregeln betreffend staatliche Beihilfen ge-
mäss dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft wider:
399 R 0659: Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999
über besondere Vorschriften für die Anwendung von Art. 93 des EG-
Vertrags (ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1)."

Art. 2

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 in isländischer und
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Gemeinschaften veröffentlicht wird, ist verbindlich.
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Art. 3

Dieser Beschluss tritt am 12. Dezember 2001 in Kraft, sofern dem
Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach Art. 103 Abs. 1
des Abkommens vorliegen1.

Art. 4

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage
des Amtsblattes der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Brüssel, den 11. Dezember 2001

(Es folgen die Unterschriften)

1 Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt.


